
Die Pharma−Industrie nutzt
die Genpatentierung, um

eine Zwei−Klassen−Medizin
auchin Europaeinzuführen.
Dasdemokratische Defizit

der EUleistet dabei
treue Dienste.

(roga) − Das Europäische Pa-
tentamt sorgt für Aufregung: Es
hat soeben ein Patent auf das
Brustkrebsgen BRCA 1 erteilt.
Ein guter Zeitpunkt also für
Greenpeace, um am vergange-
nen Dienstag zu einem kriti-
schenVortragüber die medizini-
schen Aspekte der umstrittenen
EU−Genpatent−Richtlinie einzu-
laden.
Gastredner Dr. Ottmar Kloi-

ber, Gutachter der deutschen
Ärztekammer i m Untersu-
chungsausschuss des Bundesta-
ges, stützte sich auf vier Argu-
mente der Pharma−Industrie zu-
gunstender Richtlinie, umsiezu
entkräften. Nein, die Patente
schützennicht dieInvestitionen.
Nein, der Fortschritt der Medi-
zin werde eher behindert denn
gefördert. Nein, durch Patente
werden Medikamente nicht
schneller verfügbar, sondern
können im Gegenteil aus kom-
merziellenInteressenvomMarkt
ferngehalten werden. Nein, Pa-
tentestellenkeine Öffentlichkeit
her, sondernführendieForscher
zu Abstinenz bei Teilveröffentli-
chungen. So die Einschätzung
des Wissenschaftlers.
Auch wennKloiber sichinsei-

ner Eigenschaft als Gutachter
auf die Patentierung von
menschlichen Organismen be-
schränkt, für ihn ist trotzdem
klar: Für pflanzliche und tieri-
sche Lebewesen müssen die

gleichenethischen Kriteriengel-
ten. Zwei paradigmatischgefärb-
te Elemente brachte der Redner
in die Diskussion. Beide sind
dafür geeignet, das Verantwor-
tungsgefühl der Parlamentarier
anzusprechen: In den USAhabe
die medizinische Versorgungin-
zwischendenStatus eines"com-
modity business" erlangt, wo
nach Marktkriterien zwischen
teurer Medizin für Reiche und
"mini mumcare" für Arme aufge-
fächert wird. Um eine solche
EntwicklunginEuropazuverhin-
dern, müsse das gültige sozial-
staatliche Modell einer medizini-
schen Versorgung, die für alle
zugänglichist, aufrecht erhalten
werden. Eine Vermehrung von
Patentrechtenauf neuen Diagno-
se− und Therapieverfahren wer-
de die medizinische Versorgung
mittelfristig derart verteuern,
dass der Marsch in amerikani-
sche Verhältnisse vorprogram-
miert sei, so Kloiber.
Auch das demokratische Defi-

zit der Europäischen Union
prangerteder Gutachter an. Sein
Einwand: Solange es keine eu-
ropäische Verfassung gibt, die
verbindliche Grundwerte defi-
niert, sei es nicht weiter verwun-
derlich, dass zum Beispiel der
Europäische Gerichtshof nichts
ethisch Bedenkliches an der
Richtlinie auszusetzen hat
(sieheauchSeite6).
Zu den demokratischen Män-

gelngehörenlaut Kloiber außer-

GENPATENTE

Health Businessgegen
Sozialmedizin
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Réfugié−e−s: le POSL préoccupé
La situation actuelle des réfugié−e−s a fait l' objet d' un
échange de vues entre le Comité pour le respect des
réfugiés et contre les retours forcés et le POSL. Dans
son communi qué, ce dernier menti onne la politi que
d'i nti mi dation à l' égard des réfugié−e−s et les "conditi-
ons alarmantes danslesquellesréfugiés et demandeurs
d' asile sont expulsés versleurs pays." La délégati on so-
cialiste, conduite par Ben Fayot, a partagél' avis que"la
décisi on du retour, notamment au Monténégro, reste
très préoccupante au vu dela situation politi que actuel-
le de la région" et le doute que "la sécurité des réfugiés
soit actuellement garantie". Une autre identité de vue
porte sur la criti que de l'i nterprétation restrictive des
critères de la Conventi on de Genève faite par le Mi-
nistère dela Justice.
Le POSL semble être en trai n de trouver ses marques
en matière de politi que d' asile. Rappelons quel ors dela
manif' du 20 août, Alex Bodry, i nterrogé par RTL, avait
sévèrement criti qué la manière dont les expulsi ons
s' étaient déroulées. Pl us récemment, Ben Fayot a pu-
blié un communi qué en commun avec Renée Wagener:
les deux député−e−s y demandaient au parquet de re-
noncer aux poursuites contre les manifestant−e−s du
Fi ndel.

Multi−modale Menschen
Unter demThema"Andere Richtungen" haben die Grü-
nen der Euroregi on SaarLorLuxamDonnerstag vergan-
gener Woche zu ei nem gut besuchten Kongress nach
Luxemburg ei ngeladen. I n Fachreferaten und Diskussi-
onsgruppen sollten Strategien für ei ne neue regionale
Verkehrspolitik entwickelt werden. Li beralisierung und
Verteufel ung des Autos si nd dabei zwei Reizthemen,
denen sich die Grünen und die geladenen ExpertI nnen
differenzierter stellen wollen, als diesi n der Vergangen-
heit der Fall war. Hei ner Monhei m von der Uni Trier
warnte davor, nur nochi n"Schienenzu denken". Auchi n
der breiten Fläche müsste das Angebot des öffentlichen
Verkehrs verbessert werden. Monhei m begrüßt dabei
den si nnvollen Ei nsatz privater PKW: "Der Mensch ist
multi− modal gestrickt." Die Li beralisierung des ÖPNV
beinhalte sowohl Chancen als auch Gefahren, so Mon-
hei m weiter. Zum ei nen müsse es zur Entbürokratisie-
rung der sehr nationalstaatlich denkenden großen Ver-
kehrsgesellschaften kommen. Zumanderen dürfe ei ne
Li beralisierung nicht ei nfach zu Kosten− und damit zum
Sozialdumping führen. Ziel sei viel mehr, ei nen best-
möglichen ÖPNV zu erreichen. Die Verantwortlichkeit
der öffentlichen Hand für die Schienen−I nfrastruktur
steht dabei aber nicht zur Debatte. Als ersten konkreten
Schritt schlagen die Grünen nun ei nen i nterregionalen
Verkehrsrat mit verbi ndlichen Kompetenzen vor.

Folgen von Göteborg und Genua
Der Schock vom 11. September ließ sie i n Vergessen-
heit geraten: die Erei gnisse i mJuli i n Genua, wo Hun-
derte von GlobalisierungsgegnerI nnen von der italieni-
schen Polizei zum Teil schwer misshandelt und i nhaf-
tiert worden waren. Aus Mangel an Beweisen musste
die Polizei mittlerweile alle Gefangenen wieder freilas-
sen. Viele der Betroffenen haben Anzeige wegen Kör-
perverletzung und Nöti gung erstattet. Ob es zu Ankla-
gen gegen Polizisten kommen wird, ist noch unklar.
Die Folgen der Ausei nandersetzungen zwischen Polizei
und DemonstrantI nnen während des EU−Gipfels i n
Göteborg si nd i ndes i nzwischen aktenkundig: I m Zu-
sammenhang mit den Ausschreitungen wurden gegen
29 Menschen Haftstrafen von sechs Monaten biszu vier
Jahren verhängt. Das, obwohl laut Prozessbeobachter
auch hier die Beweislage oft äußerst dürfti g war. Das
mussten zuweilen selbst die Justizbehörden ei nsehen.
Der Berli ner Gewerkschaftler Hannes Heine etwa war
zunächst zu 14 Monaten ohne Bewährung verurteilt
worden, weil er sich i n Göteborg an gewalttäti gen Aus-
schreitungen beteili gt haben soll (woxx berichtete).
Jetzt wurde das I G−Medien−Mitglied i m Revisi onsver-
fahren wieder frei gesprochen.

ERZIEHUNGSURLAUB

Väter kommenlangsamerErsten Zwischenbilanzen
zumCongéparental zufolge
steht eine größere Welle
von Vätern, diefür die

Erziehungihrer Kinderihr
Recht auf Pappe−Congé

wahrnehmen, noch bevor.

Christa Brömmel, Mitarbeiterin
des Frauendokumentationszen-
trums Cid-femmes gegenüber
der woxx. Das Luxemburger Ge-
setz, das eine Aufteilung desins-
gesamt einjährigen Erzie-
hungsurlaubes zu gleichen Tei-
len auf Vater und Mutter vor-
sieht undkeine Übertragung der
Anrechte erlaubt, findet sie
grundsätzlich positiv. "Das ist
ein kleiner Meilenstein", ist
Brömmel überzeugt.
Dochnochi mmer gibt es viele

Väter, die über ihr Recht nicht
oder ungenügend informiert
sind. Dasselbe gilt für viele Be-
triebein Luxemburg. Damit sich
alle Betroffenen auf die neue
Sachlage einstellen können, hat
das Cid-femmesinZusammenar-
beit mit den Gewerkschaften in
dieser Woche gleich zwei Veran-
staltungen zum Thema Congé
parental organisiert. Fokus unter
anderem: die Implikationen, die
das Gesetz für die Arbeitge-
berInnen mit sich bringt. "Wir
wollten unsinsbesondere an die
Klein− und Mittelbetriebe rich-
ten", so Brömmel. In einem
"Denkseminar" amheutigenFrei-
tag werden Väter i m Erzie-
hungsurlaub und Leute aus der
Praxis gemeinsam mit Gleich-
stellungsbeauftragten und Per-
sonaldelegierten über Schwie-
rigkeiten und Lösungsmodelle
bei der Umsetzung des Congé
parental diskutieren.
"Die Schwierigkeiten mit dem

Congé hängen von der Größe

des Betriebes und der Teams
ab", präzisiert Christiane Ber-
trand−Schaul von der Industriel-
lenföderation (FEDIL) das von
Arbeitgeberseite oft pauschal
vorgetragene Argument der be-
trieblichen Wirklichkeit. Vor al-
lem kleinere Betriebe aus dem
Handwerks− und Baubereich so-
wie Unternehmen mit hochquali-
fizierten Arbeitskräften hätten
Probleme, beurlaubte Mitarbei-
terInnen zu ersetzen. Das Argu-
ment der Gewerkschaften, Un-
ternehmensolltenbei Bedarf auf
Arbeitslose zurückgreifen, lässt
die FEDIL−Mitarbeiterin nicht
gelten: "Alle Betriebe, die ich
kenne, klagen schon jetzt über
Arbeitskräftemangel."
Bei größeren Unternehmen

wieetwader Bank Dexiainterna-
tional verläuft die Umsetzung
nach eigenen Angabenreibungs-
los: "Schli mmstenfalls greifen
wir auf MitarbeiterInnen aus an-
deren Abteilungen zurück", er-
klärt Lohnabteilungsleiter Jean
Eischen. Ob sein Unternehmen
die durch den Erziehungsurlaub
entstehenden Lücken auch mit
Neueinstellungen schließt, wus-
ste der Mitarbeiter nicht zu be-
antworten.
Doch gerade diese Frage ist

wichtig: Für den Fall, dass der
als beschäftigungspolitische
Maßnahme konzipierte Congé
bis zumJahr 2003 diegewünsch-
ten Effekte auf den Arbeitsmarkt
vermissen lässt, sieht das Ge-
setz eine Kürzungauf drei Mona-
te vor. FEDIL−Mitarbeiterin Ber-
trand−Schaul hat bereits signali-
siert, dass die ArbeitgeberInnen
unter diesenUmständenNeuver-
handlungenverlangen werden.

(ik) − Es ist wie mit dem
berühmten Glas Wasser: Pessi-
mistischgesehen, ist es halbleer.
Opti mistisch betrachtet, es ist
hingegen halbvoll. Bei der Inan-
spruchnahme des Erziehungsur-
laubesist es bis zuparitätischen
fünfzig Prozent zwar noch ein
sehr weiter Weg, aberi mmerhin:
Die Väter, die für die Erziehung
ihrer Kinder sechs Monate zu-
Hause bleiben, werden mehr.
Diese opti mistische Prognose
lässt sich einemBericht des Fa-
milienministeriums entnehmen,
den die "Chambre des employés
privés" in ihrer jüngsten Ausga-
be des "Dialogue" veröffentlicht
hat. Der Anteil der Männer anal-
len ErziehungsurlauberInnen
liegt zurzeit bei rund dreizehn
Prozent. Unddie AutorInnenhof-
fen, dass diese Zahl weiter
steigt. Begründung ist folgende
Beobachtung: Pappen i mCongé
starten meist aus der zweiten
Reihe. Das heißt, sie nehmenihr
Anrecht auf sechs Monate Erzie-
hungsurlaub erst i m Anschluss
an den bereits von der Mutter
genommenen Congé de mater-
nité und Congé parental wahr.
(Laut Gesetz kann der mit rund
67.000 LUF vergütete Erzie-
hungsurlaub bis zum5. Lebens-
jahr genommen werden.)
"Die Diskussion umdie Chan-

cengleichheit tritt auf der Stelle,
wenn wir die Väter nicht stärker
motivierenkönnen, ihren Teil an
den Erziehungs− und Familien-
aufgaben zu übernehmen", sagt

aktuell2
dem undurchsichtige Prozedu-
ren. Unter dem Einfluss einer
starken Industrie−Lobby würden
Richtlinien hinter verschlosse-
nen Türen von einemerlesenen
Kreis von Technokratender Län-
der und der Kommission ausge-
brütet, ohne dass die nationalen
Parlamente und das Europapar-
lament rechtzeitig und effizient
in den Prozess eingebunden wä-
ren. So kommen solch surreale
Situationen zustande, dass das
Europaparlament angesichts der
Auswirkungen der Richtlinie −
dieübrigens1998vondenEU−Ab-
geordneten selbst gutgeheißen
wurde−, empörtreagiert undden
inzwischenillusorisch anmuten-
den Rückzug des Patentes der
Firma Myriadauf das BRCA1−Gen
fordert.
I m Luxemburger Parlaments-

ausschuss steht in Kürze erneut
der von Minister Grethen ge-
schickt abgewehrte Antrag von
MadyDelvaux(woxxberichtete)
zur Debatte. Darin fordert die
LSAP die Regierung auf, als ers-
tes Land der Union eine Neuver-
handlung der Richtlinie zu bean-
tragen. Inzwischenist aber auch
klar, dass dieLSAPlediglichArti-
kel 5, Ansatz 2 der Direktive
abändern will, der in der Tat die
Patentierung menschlicher Ma-
terie ermöglicht. Das geht Dritt-
welt−, Umweltbewegungen und
denGrünennicht weit genug. Sie
lehnen auch die Patentierung
von Tieren und Pflanzen ab. Ob
sich allerdings i m Plenum eine
Mehrheit für Frau Delvaux's Mi-
ni malkonsensfinden wird, bleibt
weiterhin fraglich. Vor der nor-
mativen Kraft der EU−Direktiven
sind die Luxemburger Politiker
schondes Öfterenindie Kniege-
gangen.


